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tracht kommen. Als weniger ein-
schneidende Maßnahmen ist ge-
gebenenfalls auch eine Zurück-
versetzung des Vergabeverfah-
rens in den Stand vor Bereitstel-
lung der Vergabeunterlagen und
eine Reduzierung des auszu-
schreibenden Leistungsumfangs
zu prüfen.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Rechtsanwalt bei Rödl &
Partner in Nürnberg.

tung eines verbindlich festgeleg-
ten Budgets ist substantiiert dar-
zulegen. Maßgeblich ist stets die
Finanzierbarkeit der Gesamt-
maßnahme.

Schließlich hat der Auftragge-
ber (3.) sein Aufhebungsermes-
sen ordnungsgemäß auszuüben.
Der Auftraggeber hat deshalb zu
erwägen, inwieweit andere Fi-
nanzierungsmöglichkeiten und
gegebenenfalls auch ein gestei-
gerter Eigenkapitaleinsatz in Be-

Ferner darf die Vergabestelle
(2.) nicht pauschal eine interne
Budgetüberschreitung ohne sub-
stantiierte Darlegung und Be-
gründung lediglich behaupten.
Die mangelnde Finanzierbarkeit
kann darauf beruhen, dass der
Angebotsendpreis den freigege-
benen Haushaltsmittelansatz für
die ausgeschriebene Gesamtmaß-
nahme wesentlich übersteigt und
weitere Haushaltsmittel nicht
vorhanden sind. Die Überschrei-

traggeber hat deshalb für eine rea-
listische Ermittlung des Kostenbe-
darfs einen ganz beträchtlichen
Aufschlag auf den sich nach der
Kostenschätzung ergebenden Be-
trag vorzunehmen. Der nieder-
sächsische Vergabesenat bei-
spielsweise hält eine Überschrei-
tung der vertretbar geschätzten
Kosten um rund 10,7 Prozent für
ausreichend, um eine Aufhebung
wegen fehlender Haushaltsmittel
zu rechtfertigen.

ven zur Aufhebung des Vergabe-
verfahrens zu erwägen, insbe-
sondere ob der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit nicht weni-
ger einschneidende Maßnahmen
als die Aufhebung des Verfah-
rens insgesamt rechtfertigt.

Der Auftraggeber muss (1.) zum
einen die Kosten für die zu verge-
bende Leistung sorgfältig ermit-
teln. Zum anderen hat er zu be-
achten, dass die Kostenermittlung
nur eine Schätzung ist. Der Auf-

Die Aufhebung wegen man-
gelnder Finanzierbarkeit

setzt voraus, dass der Auftragge-
ber (1.) den Kostenbedarf mit
der gebotenen Sorgfalt ermittelt
hat. Weiter muss (2.) die Finan-
zierung des ausgeschriebenen
Vorhabens bei Bezuschlagung
auch des günstigsten wertungsfä-
higen Angebotes scheitern oder
jedenfalls wesentlich erschwert
sein. Schließlich hat die Verga-
bestelle (3.) mögliche Alternati-

Entscheidung des Oberlandesgerichts Celle

Aufhebung wegen mangelnder Finanzierbarkeit

Wer ein öffentliches Bauprojekt wegen Geldmangels stoppen will, muss gute Gründe dafür haben. FOTO DPA

tung verhinderte der Landkreis,
dass das Entsorgungsunterneh-
men mit den Dualen Systemen
eine Ausgleichsregelung für den
sogenannten „Systembetreiberan-
teil“ erreichen konnte.

Peter Kurth, Präsident des BDE
Bundesverband der Deutschen
Entsorgungs-, Wasser- und Roh-
stoffwirtschaft e. V., begrüßte das
Urteil: „Am 15. Juni 2016 wurde
der Landkreis Germersheim auf-
grund von ‚schuldhafter Pflicht-
verletzung’ zu einer entsprechen-
den Schadensersatzzahlung nebst
Zinsen verurteilt. Die Kommunen
müssen in ihren Ausschreibungs-
bedingungen auch ihren eigenen
Verpflichtungen nachkommen
und den Entsorgungsunterneh-
men ermöglichen, eine Aus-
gleichsregelung mit den Dualen
Systemen zu erreichen.“

Das Urteil des Landgerichts
Landau in der Pfalz ist nach Ab-
lauf der vierwöchigen Berufungs-
frist rechtskräftig geworden. > BSZ

stellen, sollte Veolia selbst ab-
schließen. Da der Landkreis al-
lerdings die Rechtsauffassung ver-
tritt, dass die Dualen Systeme we-
der an der Menge noch an den
Verwertungserlösen beteiligt wer-
den müssten, weigerten sich die
meisten Systeme, entsprechende
Vereinbarungen mit Veolia abzu-
schließen.

Landkreis blockierte und
verhinderte damit eine
Ausgleichsregelung

Vor diesem Hintergrund wur-
den vom Landkreis 100 Prozent
der von Veolia gesammelten PPK-
Menge beansprucht. Da die Ver-
handlungen über eine Bezahlung
von 100 Prozent der Sammelleis-
tung an Veolia vom Landkreis ab-
gebrochen worden waren, klagte
Veolia. Durch die Blockadehal-

Das Entsorgungsunternehmen
Veolia hat in einem Rechtsstreit
mit dem Landkreis Germersheim
einen wichtigen Erfolg errungen.
In einem mittlerweile rechtskräf-
tig gewordenen Urteil des Landge-
richts Landau in der Pfalz wurde
der Landkreis zu einer Schadens-
ersatzzahlung verurteilt.

Im Rahmen einer europaweiten
Ausschreibung beauftragte der
Landkreis Germersheim im Jahr
2013 Veolia mit der Sammlung
von PPK-Abfällen. Während Veo-
lia mit der Firma SITA als Subun-
ternehmer 100 Prozent der PPK-
Menge sammelt und abliefert,
zahlt der Landkreis Germersheim
nur die Sammelleistung für den
kommunalen Anteil in Höhe von
73 Volumen-Prozent der gesam-
melten PPK-Menge. Vereinbarun-
gen mit den Dualen Systemen,
um die Bezahlung der Sammlung
des PPK-Anteils, der den Dualen
Systemen zusteht (sogenannter
Systembetreiberanteil), sicherzu-

Landgericht verurteilt Landkreis
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